
KINDERGRUND SIC HERUN G

Nur noch aufs Geld warten?

Ob wohl demnächst die Musikschu-
len einen Ansturm erleben, weil 

dank Grundsicherung bald ganz viele 
Eltern ihr Kind zum Geigenunterricht 
schicken? Wer Menschen aus der prak-
tischen Kinder- und Jugendarbeit fragt, 
Pädagoginnen oder Kindergärtner, ern-
tet als Antwort auf diese Frage eher mit-
leidige Blicke.

Das Bundesfamilienministerium da-
gegen hält den Erfolg für eine ausge-
machte Sache und legt den höchsten 
Trumpf auf den Tisch. Die Karte mit der 
Aufschrift „Wissenschaftlich belegt!“ ist 
so etwas wie der Kreuz Bube im politi-
schen Diskurs: Der Wissenschaftler hat 
bewiesen, Ende der Debatte! Als belegt 
also dürfen wir angeblich betrachten, 
dass so gut wie alle Eltern stets zuerst 
ans Wohl ihrer Kinder denken und 
staatliche Transfermittel in ihren Hän-
den deshalb bestens aufgehoben sind. 
Wer von Zweckentfremdung für Tabak 
oder Alkohol schwadroniere, erliege 
nur bösen Vorurteilen.

Doch der rhetorische Totschlagham-
mer hat sich zuletzt stark abgenutzt. 
Erst schleiften während der Corona-
Pandemie immer neue Kurskorrektu-
ren die naive Vorstellung von Wissen-
schaft als einer Disziplin, die 
Gewissheiten vom Fließband produ-
ziert. Dann sorgte die sogenannte Re-
plikationskrise bei Sozialforschern für 
Katerstimmung: Hoch renommierte 
und gerne zitierte Studien („wissen-
schaftlich belegt!“) zeigten im Wieder-
holungsdurchgang plötzlich ganz ande-
re Ergebnisse. Wissenschaft, sagte 
schon der Philosoph Karl Popper, kann 
gar nichts beweisen. Sie kann allenfalls 
manches ausschließen.

Insbesondere menschliches Verhal-
ten lässt sich nicht so leicht entschlüs-
seln, geschweige denn vorhersagen. Im 
Fall der vom Bundesministerium zitier-
ten Publikation der Bertelsmann-Stif-
tung aus dem Jahr 2018 wirft bereits die 
flüchtige Lektüre Fragen auf, etwa 
wenn bei Untersuchungen des Kaufver-

haltens bei elektronischen Geräten statt 
Smartphones und Tablets noch von 
Fernsehgeräten und DVD-Playern die 
Rede ist. Oder wenn ein Zusammen-
hang zwischen Transferleistungen und 
Tabakkonsum zwar durchaus schon 
beobachtet werden konnte, nur eben 
nicht für die letzten zehn Jahre, in 
denen das Rauchen jedoch ganz allge-
mein aus der Mode kam.

Aber selbst wenn es wirklich benach-
teiligte Kinder sein sollten, die davon 
profitieren: Die geplante Umwandlung 
einer bisherigen Holschuld des Bürgers 
in eine künftige Bringschuld des Staates 
sendet ein gefährliches Signal aus. Es ist 
das Bild vom Staat als Serviceanbieter 
für alle Lebenslagen. Wo einst US-Prä-
sident John F. Kennedy forderte, der 
Einzelne solle nicht fragen, was das 
Land für ihn tun kann, sondern viel-
mehr was er selbst für sein Land zu leis-
ten imstande ist, gilt nun: Frage gar 
nichts mehr, warte nur noch aufs Geld!

Ja, das Recherchieren und Beantra-
gen staatlicher Fördermittel ist biswei-
len kompliziert. Und zweifellos gilt das 
umso mehr für Menschen mit geringem 
Bildungsstand oder mangelnder 
Sprachkenntnis. Auch mag in manchen 
Fällen ein – wenn auch völlig unange-
brachtes – Schamgefühl bestehen. Ge-
wiss ist darauf zu achten, dass Behör-
denmitarbeiter auf den Umgang mit 
solchen Herausforderungen angemes-
sen vorbereitet sind.

Wer aber wirklich zuerst ans Wohl 
seiner Kinder denkt und Geldmangel 
als wesentlichen Hinderungsgrund für 
deren Entwicklung sieht, lässt sich we-
gen bürokratischer Hürden nicht davon 
abhalten, eine der zahlreichen Bera-
tungsstellen aufzusuchen. Zumindest 
sollte man das erwarten von Menschen, 
die als Eltern Verantwortung tragen. 
Doch genau darauf kommt es kaum 
mehr an, wenn „Holschuld“ in einer Ge-
sellschaft zum Fremdwort wird.

Gut, wenn sich ein Staat um gleichbe-
rechtigte Bildungschancen nachkom-
mender Generationen kümmert. Noch 
besser aber wäre, wenn er dabei nicht 
vergisst, ihnen die wichtigste Lektion 
mit auf den Weg zu geben: dass eine Ge-
sellschaft nur so stark sein kann, wie je-
der Einzelne dazu bereit ist, in ihr Ver-
antwortung zu übernehmen.

johannes.bruggaier@suedkurier.de

Im Streit um die Kindergrund- 
sicherung gerät ein wesentlicher  
Punkt aus dem Blick: das Ver-
schwinden von Eigenverantwor-
tung aus der Gesellschaft.

V O N  J O H A N N E S  B R U G G A I E R

Böse Vorahnung. ERL

Die Pandemie zum Beispiel. Wie mit 
Neuinfektionen umgegangen werden 
soll, wird auf kommunaler Ebene or-
ganisiert. So leisten Kommunen neben 
vielen weiteren Aufgaben einen we-
sentlichen Beitrag, globale Herausfor-
derungen zu meistern. Eine Arbeit, die 
die Bürgerinnen und Bürger im Land 
schätzen, wie der BaWü-Check, eine 
Umfrage der Tageszeitungen im Süd-
westen mit dem Institut für Demosko-
pie Allensbach (IfD), zeigt. Mehr als die 
Hälfte der Befragten findet es demnach 
toll, wenn sich Menschen für ihre Ge-
meinde engagieren. Dass dieses An-
sehen aber Grenzen hat, wissen Ge-
meinderäte wie Joachim Bach.

Bach ist seit 15 Jahren im Gremium in 
Meßkirch aktiv, er ist Fraktionschef der 
Freien Wähler im Ort. Kommunalpoli-
tik, sagt er, werde im Alltag häufig nicht 

wahrgenommen. Es sei denn, es schla-
gen Themen auf, die als strittig gelten 
oder sonst aufmerksamkeitswirksam 
sind. „Da ist die Wahrnehmung plötz-
lich viel größer.“ Tatsächlich, auch das 
legt die Allensbacher Umfrage nahe, 
verfolgt nur ein Teil der Menschen (39 
Prozent) ausgeprägt, was direkt vor 
ihrer Haustür passiert. 45 Prozent inte-
ressieren sich begrenzt für das Gesche-
hen in ihrer Kommune, die übrigen 
kaum oder gar nicht. Ein Urteil bilden 
können deshalb nur wenige.

Dass sich Bürger für lokale Gescheh-
nisse generell nicht interessieren, 
glaubt Frank Brettschneider dagegen 
nicht. Der Kommunikationswissen-
schaftler und Wahlforscher von der 
Universität Stuttgart-Hohenheim geht 
wie Joachim Bach eher davon aus, dass 
kommunales Interesse anlassbezogen 
funktioniert. Wenn etwa der löchri-
ge Bolzplatz saniert oder das Dach des 
Gemeindezentrums repariert werden 
muss. „Das heißt nicht, dass sich die 
Menschen prinzipiell nicht für Kom-
munalpolitik interessieren.“

Die Arbeit auf dieser Ebene ist viel-
fältig. Wo eine Kita gebaut wird, wie 
schnell eine Schule den Breitband-
anschluss erhält, ob mehr Busse fah-
ren sollen – das alles sind Fragen, die 
Tausende Stadt- und Gemeinderäte in 
1100 Gemeinden und Städten des Lan-

des diskutieren. Kommunen sind die 
Keimzellen der Demokratie. Das klei-
ne politische Umfeld, in dem Menschen 
die demokratischen Regeln, das Finden 
von Lösungen einüben, meint Frank 
Brettschneider.

Das Vertrauen in Bürgermeister und 
Gemeinderäte ist jedenfalls groß, wie 
der Wahlforscher bestätigt. Das habe 
auch eine seiner Umfragen aus dem 
vergangenen Jahr ergeben, die die Ebe-
ne der Kommunen mit Land und Bund 
verglichen hat. Die Beobachtung teilt 
er mit lokalen Akteuren. Kommunal-
politik, das ist schließlich die Basis, de-
ren Entscheidungen Bürger direkt be-
treffen. Anna Hochmuth sagt dazu: 
„Die Menschen, die im Gemeinde-
rat sitzen, sind im Leben vor Ort greif-
bar. Das sind Kollegen, Freunde, Nach-
barn – mit denen kann man sich direkt 
austauschen, wenn einem in der Ge-
meinde irgendetwas auffallen sollte.“ 
Die 27-Jährige ist Fraktionsvorsitzen-
de der Grünen in Friedrichshafen. Seit 
2015 ist sie Mitglied der Partei, seit 2019 
Mitglied des örtlichen Gemeinderats. 
Selbst die großen Themen würden lo-
kal mitentschieden und umgesetzt, die 
Wärmewende etwa oder das Klima-
schutzgesetz. „Diese unmittelbare Wir-
kung hat mir immer gefallen.“

Gleichzeitig ächzen Parteien und 
Wählervereinigungen darunter, Nach-
wuchs zu finden. Woran liegt das? Joa-
chim Bach denkt: „Das Engagement der 
Menschen ist heute zielgerichteter auf 
ein Projekt.“ Es gebe durchaus Leute, 
die sich bei bestimmten Themen und 
Bürgerinitiativen einbringen. Langfris-
tig an den Gemeinderat wolle sich aber 
kaum jemand binden. Ein Umstand, 
der auch daran liegen könnte, dass die 
Arbeit häufig unterschätzt wird. Der 
Zeitaufwand – Gemeinderäte arbeiten 
ehrenamtlich – wird umfangreicher. 
Kandidaten müssen gewillt sein, sich 
Kenntnisse in vielen Bereichen anzu-

eignen. Dazu kommt, dass einige Bür-
ger durchaus Vorbehalte haben. Ein 
Drittel ist der Ansicht, so der BaWü-
Check, Lokalpolitiker würden vor al-
lem ihre eigene Agenda verfolgen. Dass 
das Misstrauen insgesamt gewachsen 
ist, glaubt Frank Brettschneider aber 
nicht. Solche Stimmen, sagt er, sei-
en heute durch soziale Netzwerke nur 
sichtbarer geworden.

Trotzdem mag auch die erstarkte 
Rechte abschreckend wirken, die die 
kommunale Arbeit längst erreicht hat. 

„Die AfD heute ist anders als vor zehn 
Jahren, sie hat sich stark radikalisiert“, 
sagt Anna Hochmuth. Laut der Allens-
bacher Umfrage steht die Partei aktuell 
bei 13 Prozent. Ob mit mehr zu rechnen 
ist, sei schwer zu sagen, meint Frank 
Brettschneider. Weil die Kommunal-
wahl parallel zur Europawahl stattfin-
det, geht der Wahlforscher eher davon 
aus, dass Wähler ihren Unmut über die 
Bundesregierung und das System bei 
Letzterer Raum geben würden. Dann 
bliebe die Kommunalebene verschont.

Die Politik 
vor der 
Haustür
BaWü-Check: Kommune ist nah an Bürgern
Arbeitsaufwand und Einfluss oft unterschätzt
Gemeinderäte und Wahlforscher berichten

E L I S A - M A D E L E I N E  G L Ö C K N E R 
elisa.gloeckner@suedkurier.de

Wahlbriefe für die 
Kommunalwahl in 
Baden-Württemberg 
(gelb) und für die 
Europawahl (rosa) 
liegen in einem 
Regal. Die beiden 
Wahlen finden paral-
lel am 9. Juni statt. 
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BaWü-
Check

Wie ist Ihr Eindruck: Wie viel Einfluss hat man 
als Bürger auf das, was am Ort geschieht?

18

47

26

Unentschieden

Sehr großen Einfluss

Weniger großen
Einfluss

36Großen Einfluss

Kaum bzw.
gar keinen
Einfluss

Angaben
in Prozent

Wenig Einfluss

Basis: Baden-
Württemberg, 
Bevölkerung ab 18 Jahre
QUELLE: ALLENSBACHER / ARCHIV, IFD-UMFRAGE
6176/VI /SK-GRAFIK

Die aktuellen Potenziale der Parteien
Welche Partei oder welche Parteien kämen für Sie bei der Kommunalwahl infrage,
welche könnten Sie sich vorstellen zu wählen?

Bürger mit konkreter Parteiangabe, die 
bestimmt zur Wahl gehen wollen

Bevölkerung insgesamt

27

21

18

13

13

11

5

CDU

Die Grünen

SPD

AfD

Freie Wähler

FDP

Andere Partei

38

34

26

18

20

16

6

Angaben in Prozent

Image der Kommunalpolitik
Ich finde es toll, wenn Menschen sich für ihre
Gemeinde engagieren

In der Kommunalpolitik gibt es viele Wichtigtuer

Viele Kommunalpolitiker verfolgen vor allem
eigene Interessen

Kommunalpolitik ist noch nicht so stark von Parteipolitik
bestimmt, hier werden häufiger überparteiliche 
Kompromisse gefunden

Alles in allem bin ich mit den Kommunalpolitikern 
hier zufrieden
Viele Kommunalpolitiker sind für ihre Gemeinde
unentbehrlich, ohne sie würde nichts vorangehen
In der Kommunalpolitik werden häufig heimlich
Absprachen getroffen

Als Kommunalpolitiker hat man nicht wirklich Einfluss

56

33

31

27

24

22

Bevölkerung
insgesamt

34

14

62

30

29

37

33

25

Am kommunalen Ge-
schehen Interessierte

42

9

Angaben in Prozent

„Das Engagement der 
Menschen ist heute mehr 
zielgerichtet auf ein 
Projekt.“

Joachim Bach,  
Gemeinderat in Meßkirch

„Die AfD heute ist anders 
als vor zehn Jahren, sie 
hat sich radikalisiert.“

Anna Hochmuth, 
Gemeinderätin in Friedrichshafen
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